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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1946 Ausgegeben am 13. Februar 1946 14. Stück

4 2 . Verordnung: Bildung und Geschäftsführung der besonderen Vereinskommission.
4 3 . Verordnung: Abänderung der Rechtsvorschriften über die Staatsprüfung für den höheren Forstverwaltungsdienst.

4 2 . Verordnung des Staatsamtes für Inne-
res vom 18. Oktober 1945 über die Bildung
und die Geschäftsführung der besonderen

Vereinskommission.

Auf Grund des § 6 des Verfassungsgesetzes
vom 31. Juli 1945, St. G. Bl. Nr. 102, über ver-
einsrechtliche Maßnahmen (Vereins-Reorganisa-
tionsgesetz) wird verordnet:

§ 1. (1) Die Zentralleitungen der drei aner-
kannten demokratischen Parteien Österreichs
(sozialistische Partei Österreichs [Sozial-
demokraten und Revolutionäre Sozialisten],
Österreichische Volkspartei und Kommunistische
Partei Österreichs) haben dem Staatsamt für
Inneres je zehn Personen für die bei dem Staats-
amt zu bildende besondere Vereinskommission
vorzuschlagen. Die Vorschläge haben den voll-
ständigen Namen, die Geburtsdaten, den Beruf
und die Wohnadresse der vorgeschlagenen Per-
sonen zu enthalten.

(2) In den Vorschlag dürfen nur solche Per-
sonen aufgenommen werden, die das 30. Lebens-
jahr überschritten haben. Nach Möglichkeit sind
Personen, die ihren Wohnsitz in verschiedenen
Ländern der Republik Österreich haben, in den
Vorschlag aufzunehmen.

§ 2. (1) Das Staatsamt für Inneres bestellt von
den nach § 1 vorgeschlagenen Personen von jeder
Partei zwei Personen als Mitglieder und je
weitere vier Personen als Ersatzmitglieder der
besonderen Vereinskommission.

(2) Wenn aus welchen Gründen immer die
Zahl der Mitglieder der besonderen Vereinskom-
mission unter die gesetzliche Zahl sinkt, hat das
Staatsamt für Inneres neue Vorschläge von den
Parteileitungen einzuholen, die die doppelte An-
zahl von Personen umfassen müssen, als Komis-
sionsmitglieder beziehungsweise Ersatzmitglieder
zu bestellen sind.

§ 3. (1) Der Staatssekretär für Inneres beruft
die Kommissionsmitglieder und die erforder-
liche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu den
Sitzungen der besonderen Vereinskommission
ein. In der Ladung ist die Tagesordnung der
Sitzung anzugeben.

(2) Bei Anberaumung der Sitzungen ist darauf
Bedacht zu nehmen, daß jeder Fall, der der be-
sonderen Vereinskommission zur Entscheidung
vorgelegt wird, nach Möglichkeit längstens inner-
halb von dreißig Tagen nach dem Einlangen des
Aktes beim Vorsitzenden der Kommission zur
Entscheidung vorgelegt wird.

§ 4. Der Staatssekretär für Inneres oder ein von
ihm bestellter Vertreter führt den Vorsitz in
der besonderen Vereinskommission. Mit der Ver-
tretung des Staatssekretärs kann entweder ein
Unterstaatssekretär oder ein rechtskundiger Be-
amter des Staatsamtes für Inneres betraut
werden.

§ 5. Die besondere Vereinskommission ist be-
schlußfähig, wenn außer dem Vorsitzenden je
zwei Mitglieder jeder der im § 1 genannten poli-
tischen Parteien anwesend sind. Sie entscheidet
mit einfacher Stimmenmehrheit. Der Vorsitzende
gibt seine Stimme zuletzt ab.

§ 6. Die Kommission kann die Antragsteller
und die zu Mitgliedern eines provisorischen Ver-
einsvorstandes vorgeschlagenen Personen zum
persönlichen Erscheinen vorladen, Auskunfts-
personen einvernehmen und die Durchführung
von Erhebungen durch das Staatsamt für Inneres
anordnen.

§ 7. Jeder Sitzung der besonderen Vereins-
kommission ist ein Schriftführer aus dem Stand
der Bediensteten des Staatsamtes für Inneres bei-
zuziehen. Dieser hat ein Protokoll über die
Sitzung zu führen. Die Entscheidungen der Kom-
mission sind mit den wesentlichen Entscheidungs-
gründen in das Sitzungsprotokoll aufzunehmen.
Das Protokoll ist vom Vorsitzenden, allen an-
wesenden Kommissionsmitgliedern und dem
Schriftführer zu unterzeichnen.

§ 8. Die Kanzleigeschäfte der besonderen Ver-
einskommission werden durch das Staatsamt für
Inneres besorgt.

§ 9. Der Vorsitzende der Kommission hat
eine Abschrift jedes Sitzungsprotokolls an das
Staatsamt für Inneres zu leiten, das die Zustel-
lung der Entscheidungen und die zu ihrer
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Durchführung allenfalls erforderlichen Maß-
nahmen vorzunehmen hat.

§ 10. Die Tätigkeit der Mitglieder der beson-
deren Vereinskommission ist eine ehrenamtliche.

Honner

4 3 . Verordnung des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft vom 7. Jänner
1946, betreffend die Abänderung der Rechts-
vorschriften über die Staatsprüfung für den

höheren Forstverwaltungsdienst.
Auf Grund des § 22 des Forstgesetzes vom

3. Dezember 1852, R. .G. Bl. Nr. 250, wird ver-
ordnet wie folgt:.

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft vom 21. April 1930,
betreffend die Staatsprüfung für den höheren
Forstverwaltungsdienst, B. G. Bl. Nr. 134, in
der Fassung der Verordnung des Bundesmini-
steriums für Land- und Forstwirtschaft vom

31. Dezember 1937, B. G. Bl. Nr. 485, wird ab-
geändert wie folgt:

1. Die in § 2, Ziffer 4, festgesetzte mindestens
dreijährige, spätestens vor Prüfungsbeginn zu
vollendende Betätigung in lehrreichen Forstwirt-
schaftsbetrieben nach Zurücklegung der Hoch-
schule kann durch das Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft auf eine mindestens
zweijährige Betätigung herabgesetzt werden,
wenn der Prüfungswerber sehr gute Erfolge bei
den theoretischen Staatsprüfungen an der Hoch-
schule für Bodenkultur nachweist und das vor-
geschriebene Tagebuch seine genügende prakti-
sche Ausbildung sowie Reife der Auffassung er-
kennen läßt. Diese Herabsetzung ist nur für
Prüfungswerber zulässig, die die Prüfung im
Jahre 1946 oder 1947 ablegen.

2. Gesuche um Zulassung zu der im Frühjahr
1946 abzuhaltenden Prüfung sind bis 15. März
1946 einzubringen.

Kraus


